Gesetz
liber die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster
im Land Brandenburg
(Vermessungs- und Liegenschaftsgesetz - VermLiegG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1997 (GVBI. | 1998 S. 2),

zuletzt geadndert durch Art. 12 des Gesetzes vom 18. Dezember 2001 (GVBI. | S. 298, 299)
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Abschnitt |
Allgemeines

§ 1

Aufgaben und deren Wahrnehmung

(1) Die Landesvermessung sowie die Fuihrung des Liegenschaftskatasters sind 6ffentliche Auf-
gaben, die nach diesem Gesetz durch den Landesbetrieb Landesvermessung und Geobasis-
information Brandenburg (LGB) sowie die Landkreise und die kreisfreien Stadte als Katasterbe-
hoérden (§ 22) wahrgenommen werden.

(2) Die Offentlich bestellten Vermessungsingenieure sind befugt, Aufgaben der Landesver-
messung nach Mafgabe ihrer Berufsordnung wahrzunehmen.

(3) Behordliche Vermessungsstellen sind befugt, Liegenschaftsvermessungen auszufihren (§ 5
Abs. 1 Nr. 2) und Abmarkungen vorzunehmen, wenn die Arbeiten von einem Beamten des ho-
heren vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes geleitet werden und der Erflillung eigener
Aufgaben dienen. Sie sind in diesen Fallen an die Weisungen der Aufsichtsbehérden des Lan-
des im Umfang des § 24 Abs. 4 und 5 gebunden. Unter der Leitung des Landesbetriebes LGB
koénnen die behdrdlichen Vermessungsstellen auch an Aufgaben der Landesvermessung nach §
5 Abs. 1 Nr. 1 und 3 mitwirken.

(4) Vermessungsergebnisse, die zur Erflillung eigener Aufgaben bei Vermessungsstellen nach
Absatz 3 und bei Markscheidern entstanden sind, konnen flir Aufgaben der Landesvermessung
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 3 verwendet werden, wenn die zustandige Stelle die Vermessungs-
ergebnisse flr geeignet halt. Unter den gleichen Voraussetzungen kénnen die Ergebnisse topo-
graphischer Vermessungen und von Héhenmessungen freiberuflich tatiger Vermessungs-
ingenieure, betrieblicher Vermessungsstellen und sonstiger Behdrden flir Aufgaben der Landes-
vermessung nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 verwendet werden. Darlber hinaus konnen Gebaudeein-
messungen der in Satz 1 und 2 genannten Personen und Stellen fir Aufgaben der Landesver-
messung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 verwendet werden, wenn die Gebaude innerhalb geschlossener
Werksbereiche liegen, keine Grenzbebauung oder grenznahe Bebauung vorliegt und die Stelle -
die Vermessungsergebnisse flr geeignet halt. Sind Gebaude durch anerkannte Markscheider
innerhalb ihres Geschaftskreises eingemessen und in das RiRwerk aufgenommen worden, so
kann das Liegenschaftskataster nach diesen Unterlagen erganzt werden.

(5) Die Ergebnisse der Landesvermessung und die Nachweise des Liegenschaftskatasters stel-
len ein oOffentliches raumbezogenes Basisinformationssystem (Geobasisinformationssystem)
dar. Seine Daten sollen von den Stellen des Landes und der Kommunen fiir raum- oder grund-
stlicksbezogene Informationssysteme, Datensammlungen, Entscheidungen und Malinahmen
als geometrische Basisdaten verwendet werden.

§ 1a

Schutz personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten, die den mit der Landesvermessung und der Fihrung des Liegen-
schaftskatasters befal3ten Personen zuganglich werden, dirfen nur insoweit verarbeitet werden,
wie es flr die Landesvermessung und die Fihrung des Liegenschaftskatasters erforderlich ist.
Sie sind zu l6schen, sobald sie fur die genannten Aufgaben nicht mehr bendétigt werden.

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, gilt im Ubrigen das Brandenburgische Daten-
schutzgesetz.



§2
Vorlage- und Unterrichtungspflicht

(1) Wer Unterlagen im Besitz hat, die fir die Wahrnehmung der 6ffentlichen Aufgaben nach § 1
Abs. 1 von Bedeutung sind, ist verpflichtet, sie den in § 1 Abs. 1 genannten Stellen zur un-
entgeltlichen Nutzung vorzulegen. Auslagen, die durch die Vorlage entstehen, sind zu erstatten.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 besteht nicht, wenn tGberwiegende private Interessen
der Vorlage der Unterlagen entgegenstehen.

(3) Zur Sicherung der Fortfiihrung des Liegenschaftskatasters haben die fir die bauaufsicht-
lichen Verfahren entsprechend den Bestimmungen der Brandenburgischen Bauordnung zustan-
digen Behorden die Katasterbehdrden iiber die Errichtung oder Anderung von Gebauden zu
unterrichten. Die gleiche Verpflichtung trifft Behérden, die in einem anderen Verfahren, insbe-
sondere in einem Planfeststellungsverfahren, die 6ffentlich-rechtlichen Voraussetzungen fir die
Errichtung oder Veranderung von Gebauden schaffen. Wird in einem Planfeststellungsverfahren
der Plan durch eine oberste Landesbehdrde festgestellt, so wird die Verpflichtung durch die
planaufstellende Behorde erfilllt.

(4) Die Gerichte teilen den Katasterbehdrden rechtskraftige Urteile und Vergleiche Gber Grenz-
streitigkeiten in dem Umfang mit, wie es flr die Fortfihrung des Liegenschaftskatasters er-
forderlich ist.

(5) Bildflugvorhaben, die den Zwecken der Landesvermessung (§ 5) oder des Liegenschafts-
katasters (§ 9) dienen koénnen, sind dem Landesbetrieb LGB anzuzeigen. Nach dem Bildflug
sind dem Landesbetrieb LGB die tatsachlichen technischen Daten zu lbergeben. Die bei sol-
chen Bildfligen gewonnenen Luftbilder und sonstige Fernerkundungsergebnisse sind dem Lan-
desbetrieb LGB auf Anforderung zur unentgeltlichen Auswertung zur Verfligung zu stellen. Sie
sind dem Landesbetrieb LGB zur Ubernahme in die Landesluftbildsammlung anzubieten, sobald
sie nicht mehr in eigenen Archiven aufbewahrt werden sollen. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 fin-
den entsprechende Anwendung.

§3

Verwendungsvorbehalt

(1) Ergebnisse der Landesvermessung und Nachweise des Liegenschaftskatasters sind Lan-
deseigentum und darfen nur mit Zustimmung der zustéandigen Stelle (§ 1 Abs. 1) vervielfaltigt,
umgearbeitet, veroffentlicht oder an Dritte weitergegeben werden.

(2) Vervielfaltigungen oder Umarbeitungen zur dienstlichen Verwendung innerhalb der Behérden
oder zum eigenen, nicht gewerblichen Gebrauch sind zulassig. Entsprechendes gilt fur Verof-
fentlichungen im Zuge 6ffentlich-rechtlicher Verfahren.

(3) Vervielfaltigen ist auch das Umsetzen von analogen Unterlagen in digitale, maschinenlesbare
Daten (Digitalisieren, Scannen), das Laden der Daten in den Arbeitsspeicher einer automati-
schen Datenverarbeitungsanlage und das Speichern der Daten auf maschinenlesbaren Daten-
tragern.

§4

Betreten von Grundstiicken und baulichen Anlagen

(1) Personen, die ortliche Arbeiten im Sinne dieses Gesetzes durchfiihren, sind berechtigt, bei
der Erflllung ihres Auftrages Grundstlicke und bauliche Anlagen zu betreten und zu befahren,
um die nach pflichtgemaRem Ermessen erforderlichen Arbeiten vorzunehmen. Sie konnen Per-
sonen, die an der Vermessung oder Abmarkung ein rechtliches Interesse haben, hinzuziehen.



Wohnungen durfen nur mit Einwilligung des Wohnungsinhabers betreten werden.

(2) Die Absicht, Grundstiicke oder bauliche Anlagen zu betreten oder zu befahren, soll den Ei-
gentumern oder Besitzern vorher mitgeteilt werden, soweit dies mit Rucksicht auf die Interessen
der Betroffenen, die Sicherheit der Ausfihrenden, den mit der Mitteilung verbundenen Aufwand
und den ziigigen Ablauf der drtlichen Arbeiten zweckmaRig erscheint.

(3) Wird jemandem durch das Betreten oder Befahren eines Grundstiickes oder einer baulichen
Anlage oder durch die getroffenen MaRnahmen ein Schaden zugefigt, so ist dafiirangemesse-
ne Entschadigung in Geld zu leisten. Geringfligige Nachteile bleiben aul3er Betracht. Entschadi-
gungspflichtig ist, wer die 6rtlichen Arbeiten veranlal3t hat. Mehrere Entschadigungspflichtige
haften als Gesamtschuldner. Der Anspruch auf Entschadigung verjahrt nach Ablauf eines Jah-
res von dem Zeitpunkt an, in dem der Betroffene von dem Schaden und von der Person des
Entschadigungspflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Ricksicht auf diese Kenntnis nach Ablauf von
zwei Jahren nach dem Entstehen des Schadens. Die §§ 202 bis 224 des Burgerlichen Gesetz-
buches sind entsprechend anzuwenden.

Abschnitt Il
Landesvermessung
§5
Aufgaben

(1) Die Landesvermessung umfafdt

1. die Herstellung, Erneuerung und Erhaltung des Lage-, H6hen- und Schwerefestpunkt-
feldes (Grundlagenvermessung),

2. die Vermessungen, die der Einrichtung und Fortfiihrung des Liegenschaftskatasters (§
9) und der Feststellung oder Abmarkung von Flurstlicksgrenzen dienen (Liegenschafts-
vermessungen),

3. die Erfassung der Informationen iber die topographischen Gegebenheiten des Landes-

gebietes sowie ihre Dokumentation und Bereitstellung in analoger und digitaler Form (to-
pographische Landesaufnahme),

4. die zentrale Registrierung, Sammlung und Bereitstellung von Luftbildern und sonstigen
Fernerkundungsergebnissen, soweit diese fir die Landesvermessung oder die Liegen-
schaftsdokumentation von Bedeutung sind oder soweit ein 6ffentliches Interesse an ihrer
Registrierung, Sammlung und Bereitstellung besteht und das Land Brandenburg das
Recht der Nutzung an ihnen hat (Landesluftbildsammlung),

5. die Bearbeitung und Bereitstellung der topographischen Landeskartenwerke (topographi-
sche Landeskartographie),

6. die Wahrnehmung der Interessen des Landes bei der Nutzung von Ergebnissen der
Landesvermessung durch Dritte,

7. die Fihrung eines Geodatenzentrums fiir das Land Brandenburg.

(2) Die Landesvermessung ist auf die Bedurfnisse des Rechtsverkehrs, der Verwaltung, der
Wirtschaft, des Verkehrs, des Umwelt- und Naturschutzes, der Geologie, der Landesplanung,
der Bauleitplanung und Bodenordnung, der Verteidigung und der Forschung abzustellen und
standig dem Fortschritt der geodatischen und kartographischen Wissenschaft und Technik an-
zupassen. Die notwendige Einheitlichkeit der Vermessungswerke und der Landeskartenwerke



innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist zu wahren.

(3) Das Ministerium des Innern bestimmt die fur die Darstellung des Landes erforderlichen Lan-
deskartenwerke sowie den Umfang und Aufbau amtlicher digitaler Situations- und Geldandemo-
delle.

§6

Benutzung der Ergebnisse der Landesvermessung

(1) Die topographischen Landeskartenwerke werden veroffentlicht und verbreitet, soweit 6ffentli-
che Belange dem nicht entgegenstehen. Luftbilder und sonstige Fernerkundungsergebnisse der
Landesluftbildsammlung sowie Ergebnisse der topographischen Landesaufnahme kénnen verof-
fentlicht und verbreitet werden, soweit offentliche Belange oder Rechte Dritter dem nicht ent-
gegenstehen.

(2) Ausziige und Auskiinfte aus den Nachweisen der Grundlagenvermessung, der topographi-
schen Landesaufnahme und der Landesluftbildsammlung sind auf Antrag zu erteilen, soweit
nicht iberwiegende 6ffentliche oder private Interessen entgegenstehen. Fir die Benutzung des
Liegenschaftskatasters gilt § 13.

§7

Sonderregelungen

(1) Sonderregelungen fur die Wahrnehmung von Aufgaben der Landesvermessung im Rahmen
von Flurbereinigungs-, Auseinandersetzungs- und Siedlungsverfahren trifft das zustandige Mi-
nisterium im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern.

(2) Einem in einem anderen Bundesland zugelassenen Offentlich bestellten Vermessungsinge-
nieur kann in Einzelfallen gestattet werden, im Land Brandenburg Vermessungen nach § 5 Abs.
1 Nr. 1 und 2 auszufiihren. Die Erlaubnis erteilt der Landesbetrieb LGB.

§8

Festpunkte der Landesvermessung

(1) Eigentiimer und Nutzungsberechtigte haben zu dulden, da® aufihren Grundstiicken und an
baulichen Anlagen Vermessungspunkte der Landesvermessung festgelegt und fir die Dauer
von Vermessungsarbeiten Sichtzeichen errichtet werden.

(2) Berechtigte Interessen der Eigentiimer und Nutzungsberechtigten sollen berlicksichtigt wer-
den. Fir entstandenen Schaden gilt § 4 Abs. 3 entsprechend.

(3) Festpunkte der Landesvermessung dirfen nurvon denin § 1 Abs. 1 genannten Stellen oder
mit deren Zustimmung sowie von Offentlich bestellten Vermessungsingenieuren und behérdli-
chen Vermessungsstellen nach § 1 Abs. 3 angebracht, wiederhergestellt oder entfernt werden.

(4) Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Festpunkte und Sichtzeichen
dirfen nicht gefahrdet werden.

(5) Wer MaRnahmen treffen will, durch die Festpunkte oder Sichtzeichen gefahrdet werden kon-
nen, hat dies unverziglich der Katasterbehérde oder dem Landesbetrieb LGB mitzuteilen.

(6) Zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken des Lage-, H6hen-
und Schwerefestpunkifeldes darf eine den Punkt umgebende kreisférmige Schutzflache von
zwei Metern Durchmesser weder Uberbaut noch abgetragen, noch auf sonstige Weise verandert
werden. Der Landesbetrieb LGB kann die Schutzflache auf bis zu zehn Metern Durchmesser



erweitern, wenn dies zur Sicherung erforderlich ist.

(7) Wird ein Grundstiickseigentimer oder Nutzungsberechtigter durch eine Schutzflache (Absatz
6) in der Nutzung seines Grundstlickes beschrankt, so ist er daflir angemessen in Geld zu ent-
schadigen, soweit ihm Vermdgensnachteile entstehen. Wird durch die Schutzflache der Ver-
kehrswert des Grundstuickes gemindert, so ist ebenfalls eine angemessene Entschadigung in
Geld zu gewahren.

Abschnitt Il
Liegenschaftskataster

§9
Inhalt des Liegenschaftskatasters

Im Liegenschaftskataster sind fir das Landesgebiet alle Liegenschaften (Flurstiicke und Gebau-
de) landeseinheitlich darzustellen und zu beschreiben. Die Darstellung und Beschreibung der
Liegenschaften umfal3tihre Lage, Nutzungsart, Grofie und ihre charakteristischen topographi-
schen Merkmale (Sachdaten), den Nachweis der Eigentimer, der Nutzungs- und Erbbaube-
rechtigen in Ubereinstimmung mit dem Grundbuch, die der Katasterbehérde bekannt geworde-
nen aktuellen Anschriften sowie Geburtsdaten, soweit Eigentiimer, Nutzungs- oder Erbbaube-
rechtigte minderjahrig oder die Geburtsdaten zur Feststellung der Identitat notwendig sind. Zu-
satzlich kénnen die Namen und Anschriften von Verfiigungsberechtigten und Bevollmachtigten
der Eigentimer, Nutzungs- und Erbbauberechtigten nachgewiesen werden. Die aufgrund des
Bodenschatzungsgesetzes ermittelten Ergebnisse der Bodenschatzung werden im Liegen-
schaftskataster gefiihrt. Ferner konnen Hinweise zu Nachweisen anderer 6ffentlicher Stellen
aufgenommen werden.

§10
Zweck

(1) Das Liegenschaftskataster ist das amtliche Verzeichnis der Grundstlicke im Sinne des § 2
Abs. 2 der Grundbuchordnung. Die Ubereinstimmung zwischen Liegenschaftskataster und
Grundbuch ist zu wahren.

(2) Die Einrichtung und Fortfihrung des Liegenschaftskatasters sowie seine Weiterentwicklung
sind landeseinheitlich so zu gestalten, dal3 es den Anforderungen des Rechtsverkehrs, der Ver-
waltung und der Wirtschaft an ein 6ffentliches raumbezogenes Basisinformationssystem im Sin-
ne des § 1 Abs. 5 gerecht wird.

§ 11

Flurstiick

(1) Das Flurstlick ist ein begrenzter Teil der Erdoberflache, der im Liegenschaftskataster unter
einer besonderen Bezeichnung gefiihrt wird. Es ist die Buchungseinheit des Liegenschaftskata-
sters.

(2) Flurstiicke werden auf Antrag oder, wenn es flr die Fliihrung des Liegenschaftskatasters
zweckmalig ist, von Amts wegen gebildet.



§12
Einrichtung und Fiihrung

(1) Die Landesvermessung gemaf § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die vermessungstechnische Grund-
lage des Liegenschaftskatasters. Das Liegenschaftskataster besteht aus dem Liegenschafts-
buch und der Liegenschaftskarte einschliel3lich des Liegenschaftszahlenwerkes. Es kann in au-
tomatisierten Datenverarbeitungsverfahren gefiihrt werden. Das Liegenschaftskataster ist zu
erganzen oder zu erneuern, wenn es den Anforderungen nach § 10 nicht genlgt.

(2) Neueinrichtung und Fortfiihrung des Liegenschaftskatasters sind den Eigentimern, Nut-
zungs- und Erbbauberechtigten bekanntzugeben. Grundbuchamt und Finanzamt sind bei Neu-
einrichtungen und Fortfihrungen Auszlige aus dem Liegenschaftskataster zu erteilen, soweit
dies fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich ist. § 13 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Stehen das Eigentum an einem Grundstuick, das Nutzungsrecht oder das Erbbaurecht meh-
reren Personen zu, deren Wohnsitz nur mit besonderem Verwaltungsaufwand ermittelt werden
kann, so gentigt die Bekanntgabe nach Absatz 2 an diejenigen, deren Anschrift bekannt ist.

(4) Neueinrichtung und umfangreiche Fortflihrungen kénnen durch Offenlegung bekanntgege-
ben werden. Die Frist fir die Offenlegung betragt einen Monat. Ort und Zeit der Offenlegung
sind offentlich bekanntzumachen.

(5) Personenbezogene Daten gemal § 9 Satz 2 und 3 im Liegenschaftsbuch sind zu I6schen,
sobald sie nicht mehr aktuell sind. Flurstiicks- und Gebaudedaten dirfen dauernd gespeichert
werden.

§13
Benutzung des Liegenschaftskatasters

(1) Das Katasteramt (§ 23 Abs. 1) gewahrt auf Antrag Einsicht in das Liegenschaftskataster und
erteilt daraus Auskunfte und Auszuge. Der Landesbetrieb LGB wirkt bei den Aufgaben nach
Satz 1 gemal Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 4 mit. Er wird dadurch nicht Katasterbehérde im
Sinne des § 1 Abs. 1. Automatisiert auf falschungsgeschitztem Papier hergestellte Ausziige
stehen beglaubigten Ausziigen gleich.

(2) Die in § 1 Abs. 2 und 3 genannten Stellen und Personen erhalten zur Erfullung ihrer Auf-
gaben Einsicht in das Liegenschaftskataster sowie Auskunft und Ausziige daraus.

(3) Eigentimer, Nutzungs- und Erbbauberechtigte sowie Notare kénnen in das Liegenschafts-
kataster einsehen sowie Auskunft und Auszige Uber die sie betreffenden Liegenschaften erhal-
ten. Das Liegenschaftszahlenwerk darf ihnen nur in dem in Absatz 4 genannten Umfang
zuganglich gemacht werden. In gleichem Umfang kdnnen andere Antragsteller Auskunfte und
Ausziige aus dem in § 9 beschriebenen Inhalt des Liegenschaftskatasters beziehen, soweit
nicht iberwiegende 6ffentliche oder private Interessen entgegenstehen; fiir Auskiinfte und Aus-
zlige mit Personenbezug ist die Darlegung eines berechtigten Interesses erforderlich. Die Darle-
gung des berechtigten Interesses ist entbehrlich, wenn der Betroffene seine Zustimmung erklart
hat.

(4) Sofern eine sachgerechte Verwendung zu erwarten ist, kdnnen den in Absatz 3 genannten
Personen Grenzlangen und Grenzabstande von Gebauden, dartber hinaus auch weitere fir
einen bestimmten Verwendungszweck geeignete Angaben aus dem Liegenschaftszahlenwerk
erteilt werden, wenn die Grenzen festgestellt sind (§ 18).

(5) Nach MaRgabe der Rechtsverordnung gemaR § 26 Nr. 1 kébnnen den in § 1 Abs. 2 und 3
genannten Stellen und Personen sowie weiteren in der Rechtsverordnung genannten Stellen



unter den in Absatz 2 und 3 genannten Voraussetzungen automatisierte Einsichtnahme oder
automatisierter Abruf gewahrt oder die Auszige regelmaRig Ubermittelt werden.

§ 14
Benutzung des Liegenschaftskatastq_rs
durch kreisangehorige Gemeinden und Amter

(1) Kreisangehérige Gemeinden und Amter kénnen das Liegenschaftskataster zur Erfiillung inrer
Aufgaben benutzen.

(2) Den Gemeinden und Amtern sind auf Antrag Ausziige aus dem Liegenschaftskataster zur
Verflgung zu stellen. Auszlige aus dem Liegenschaftszahlenwerk erhalten sie uneingeschrankt,
soweit sie Aufgaben nach § 1 Abs. 3 wahrnehmen. Anderenfalls werden Auszige aus dem Lie-
genschaftszahlenwerk erteilt, soweit sie fir die vorgesehene Verwendung als geeignet unter-
stellt werden kénnen.

(3) Bei automatisierter Fiihrung des Liegenschaftskatasters kénnen den Gemeinden und Amtern
unter den in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen und nach MalRgabe der Rechtsver-
ordnung gemafl § 26 Nr. 1 automatisierte Einsichtnahme oder automatisierter Abruf gewahrt
werden oder die Auszlge regelmafig Gbermittelt werden.

(4) Die Gemeinden und Amter kénnen bei Nutzung des automatisierten Abrufverfahrens den
Antragstellern gemaR § 13 nach MalRgabe dieses Gesetzes und der Rechtsverordnung geman §
26 Nr. 5 Einsicht in das Liegenschaftsbuch und die Liegenschaftskarte gewahren und Ausziige
daraus erteilen. Die Gewahrung von Einsicht und die Erteilung von Auszigen darf nurinnerhalb
der Verwaltung und jeweils nur an einer Stelle der Gemeinde beziehungsweise des Amtes erfol-
gen.

(5) Fur die Benutzung des Liegenschaftskatasters durch die wirtschaftlichen Unternehmen der
Gemeinden und Amter gilt § 13 Abs. 3 und 4.

§15
Pflichten der Eigentiimer und Nutzungsberechtigten

(1) Der Eigentimer oder der Nutzungsberechtigte eines Grundstiickes ist verpflichtet, der Katas-
terbehdrde auf Anforderung die fiir die Fortfiihrung des Liegenschaftskatasters notwendigen An-
gaben zu machen und, wenn fiir die Ubernahme von Verénderungen in das Liegen-
schaftskataster eine Vermessung erforderlich ist, die Vermessung durchflihren zu lassen.

(2) Wird auf einem Grundstlick ein Gebaude errichtet oder in seinem Grundrif® verandert, so hat
der jeweilige Eigentimer, Nutzungs- oder Erbbauberechtigte auf seine Kosten das Gebaude
oder die GrundriRveranderung durch die Katasterbehérde oder durch einen Offentlich bestellten
Vermessungsingenieur einmessen zu lassen.

(3) Die Katasterbehorde kann zur Erfiillung der Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 eine ange-
messene Frist setzen. Nach Ablauf dieser Frist kann sie das Erforderliche auf Kosten des Ver-
pflichteten veranlassen.

(4) Der Eigentimer eines Grundstlickes, das im Grundbuch nicht eingetragen ist, ist verpflichtet,
der Katasterbehorde Urkunden, aus denen sich sein Eigentumsrecht ergibt, auf Anforderung
vorzulegen.



§ 16
Beurkundung und Beglaubigung von Antragen auf
Vereinigung oder Teilung von Grundstiicken

(1) Der Leiter des Katasteramtes und die von ihm beauftragten Beamten des hdheren ver-
messungstechnischen Verwaltungsdienstes und des gehobenen vermessungstechnischen
Dienstes sind befugt, Antréage des Eigentimers auf Vereinigung oder Teilung von Grundstlicken
ihres Amtsbezirkes 6ffentlich zu beurkunden oder zu beglaubigen. Der fir die Ausfiihrung von
Vermessungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 verantwortliche Beamte einer behoérdlichen Vermes-
sungsstelle nach § 1 Abs. 3 sowie die Offentlich bestellten Vermessungsingenieure sind befugt,
Antrage des Eigentumers auf Vereinigung oder Teilung von Grundstucken 6ffentlich zu beglau-
bigen.

(2) Von dieser Befugnis soll nur Gebrauch gemacht werden, wenn die zu vereinigenden Grund-
stucke 6rtlich und wirtschaftlich eine Einheit sind oder wenn die Teilung erforderlich ist, damit die
Grundsticke den drtlichen und wirtschaftlichen Einheiten entsprechen.

(3) Auf die Beurkundung und Beglaubigung sind die Vorschriften des Beurkundungsgesetzes
entsprechend anzuwenden. Der gemaf Absatz 1 beauftragte Beamte soll bei der Beurkundung
oder Beglaubigung auf den ihm erteilten Auftrag Bezug nehmen.

(4) Fir die in Absatz 1 vorgesehenen Beurkundungen und Beglaubigungen werden Geblihren
nicht erhoben.

§ 17
Antragsrecht des Offentlich
bestellten Vermessungsingenieurs

(1) Sind die zur Fortfuhrung des Liegenschaftskatasters erforderlichen Erklarungen der Be-
teiligten von einem Offentlich bestellten Vermessungsingenieur beurkundet oder beglaubigt, so
gilt dieser als ermachtigt, die Fortfihrung im Namen eines Beteiligten zu beantragen.

(2) Bedarf es zur FortfUhrung des Liegenschaftskatasters einer Erklarung von Beteiligten nicht,
so gilt der Offentlich bestellte Vermessungsingenieur als ermachtigt, die Fortfihrung nach den
von ihm hergestellten Unterlagen zu beantragen.

Abschnitt IV
Feststellung und Abmarkung von Flurstiicksgrenzen

§18
Feststellung von Flurstiicksgrenzen

(1) Eine Flurstlicksgrenze ist festgestellt, wenn ihre Lage ermittelt (Grenzermittlung) und das
Ergebnis der Grenzermittlung von den Beteiligten anerkannt ist oder als anerkannt gilt (§ 20 Abs.
5).

(2) Kann eine bestehende Flurstlicksgrenze nicht festgestellt werden, weil die Beteiligten sich
nicht einigen, so soll sie als streitig bezeichnet werden, wenn nach sachverstandigem Ermessen
der Katasterbehorde (§ 22 Abs. 1) anzunehmen ist, dall das Liegenschaftskataster nicht die
rechtmafRige Grenze nachweist.



§19
Abmarkung von Flurstiicksgrenzen

(1) Festgestellte Flurstiicksgrenzen sind durch Grenzzeichen dauerhaft und sichtbar zu kenn-
zeichnen (Abmarkung). Einer Abmarkung steht es gleich, wenn eine zu Liegenschaftsver-
messungen befugte Stelle aufgrund ortlicher Untersuchung entscheidet, da® vorgefundene
Grenzzeichen oder Grenzeinrichtungen den Grenzverlauf zutreffend kennzeichnen. Dies gilt bei
bereits festgestellten Grenzen nur dann, wenn mit der Entscheidung Unklarheiten tber den
Grenzverlauf und seine Abmarkung beseitigt werden.

(2) Von einer Abmarkung kann abgesehen werden, wenn

a) die Flurstlicksgrenze durch eindeutige und dauerhafte Grenzeinrichtungen hinreichend
gekennzeichnet ist,

b) Grenzzeichen die Bewirtschaftung der Grundstiicke in unzumutbarer Weise behindern
wurden,

c) es sich um Grenzen zwischen Grundstlicken handelt, die dem Gemeingebrauch dienen,

d) Flurstlicksgrenzen in der Uferlinie eines Gewassers oder in einem Gewasser verlaufen,

e) die Abmarkung einen unverhaltnismaRigen Aufwand erfordern wiirde oder

f) dierIIBeteiligten dies beantragen und Griinde des 6ffentlichen Interesses nicht entgegen-
stehen.

(3) Die Abmarkung kann zurtickgestellt werden, wenn und soweit Flurstiicksgrenzen wegen
Bauarbeiten oder dergleichen voriibergehend nicht dauerhaft festgelegt werden kénnen. Die
jeweiligen Grundstlickseigentiimer sind verpflichtet, die Abmarkung nach Wegfall der Hin-
derungsgriinde auf ihre Kosten vornehmen zu lassen. Die Katasterbehérde kann zur Erfiillung
dieser Verpflichtung eine angemessene Frist setzen und nach Ablauf der Frist das Erforderliche
auf Kosten der Verpflichteten veranlassen.

(4) Grundstuckseigentiimer sowie Nutzungs- und Erbbauberechtigte sind verpflichtet, in den
Flurstlicksgrenzen auch Grenzzeichen zu dulden, die zur Kennzeichnung der Grenzen der
Nachbargrundstlicke erforderlich sind.

(5) Grenzzeichen dirfen nur von den in § 1 Abs. 1, 2 und 3 genannten Stellen und Personen
angebracht, aufgerichtet oder entfernt werden. § 8 Abs. 4 gilt entsprechend.

(6) Die Vorschriften Giber die Abmarkung gelten auch, wenn verlorengegangene Grenzzeichen
ersetzt oder vorhandene Grenzzeichen aufgerichtet oder entfernt werden.

§20
Mitwirkung der Beteiligten

(1) Beteiligte sind die Eigentumer der von der Feststellung oder Abmarkung der Grenzen betrof-
fenen Grundsticke. Inhaber grundsticksgleicher Rechte und im Grundbuch eingetragener Nut-
zungsrechte sind Beteiligte, wenn ihre Rechte betroffen werden. Angehdrt werden kann, wer an
der Feststellung oder Abmarkung ein berechtigtes Interesse hat; er wird dadurch nicht Beteilig-
ter.

(2) In einem Grenztermin ist den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich Uber das Ergebnis der
Grenzermittlung unterrichten zu lassen und die zur Feststellung von Flursticksgrenzen not-



wendigen Anerkennungserklarungen abzugeben. Hierbei wird ihnen auch die Abmarkung ihrer
Flursticksgrenzen bekanntgegeben.

(3) Zeit und Ort des Grenztermins sind den Beteiligten rechtzeitig mitzuteilen. Dabei sind sie
darauf hinzuweisen, daf auch ohne ihre Anwesenheit Flurstlicksgrenzen festgestellt und abge-
markt werden kdnnen.

(4) Uber den Befund sowie die Verhandlungen und Ergebnisse bei der Feststellung und Abmar-
kung von Flursticksgrenzen ist eine Niederschrift anzufertigen.

(5) Das Ergebnis der Grenzermittlung und die Abmarkung sind den Beteiligten, die am Grenz-
termin nicht teilgenommen haben, schriftlich oder durch Offenlegung bekanntzugeben. Fir die
Offenlegung gilt § 12 Abs. 4 entsprechend. Das Ergebnis der Grenzermittlung gilt als anerkannt,
wenn innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe keine Einwendungen erhoben werden.

§ 21
Sonderfille

Werden in einem 6ffentlich-rechtlichen Bodenordnungs- oder Enteignungsverfahren neue Gren-
zen gebildet und abgemarkt, so entfallt der Grenztermin, wenn den Beteiligten die neuen Gren-
zen und die Abmarkung in dem jeweiligen Verfahren bekanntgegeben werden.

Abschnitt V
Katasterbehorden

§ 22
Landkreise und kreisfreie Stadte

(1) Die Landkreise und die kreisfreien Stadte haben als Katasterbehdrden
1. das Liegenschaftskataster zu fuhren,

2. auf dem Gebiet der Landesvermessung die Aufgaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 wahrzuneh-
men sowie bei der Erfassung topographischer Veranderungen und bei weiteren Aufga-
ben der Landesvermessung nach MalRgabe einer hierliber zu erlassenden Rechtsver-
ordnung mitzuwirken.

(2) Die Landkreise und die kreisfreien Stadte nehmen die Aufgaben nach diesem Gesetz als
Pflichtaufgaben zur Erflllung nach Weisung wahr.

(3) Bei Vorhaben der Landesvermessung, die sich Uber Gebiete mehrerer Landkreise oder kreis-
freier Stadte erstrecken, kann das Ministerium des Innern die Durchfihrung der Arbeiten einem
Landkreis oder einer kreisfreien Stadt fur das ganze Vermessungsgebiet Ubertragen.

(4) Der Landesbetrieb LGB tbernimmt aus dem Aufgabenbereich nach Absatz 1 Arbeiten zur
Erganzung, Erneuerung und Fortfuhrung des Liegenschaftskatasters und seiner geodatischen
Grundlagen, soweit es aus Ubergebietlichen Gesichtspunkten oder zur Einfihrung oder Entwick-
lung besonderer Verfahren notwendig oder zweckmaRig ist. Er kann Daten des Liegenschafts-
katasters vorhalten.

§ 23
Katasteramter

(1) Jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt haben fir die Wahrnehmung der Aufgaben nach §
22 Abs. 1 ein Katasteramt einzurichten und ausreichend mit geeigneten Fachkraften zu beset-
zen. Fur die Wahrnehmung von Aufgaben der Landesvermessung (§ 22 Abs. 1 Nr. 2) kann or-



ganisatorisch eine andere Regelung getroffen werden.

(2) Das Katasteramt mul} von einem Beamten geleitet werden, der dem hoheren vermessungs-
technischen Verwaltungsdienst angehort.

(3) Bei einer Regelung nach Absatz 1 Satz 2 mussen die Arbeiten fur die Landesvermessung
von einem Beamten geleitet werden, der dem héheren vermessungstechnischen Verwaltungs-
dienst angehort.

§24
Sonderaufsicht, Unterrichtungs- und Weisungsrecht

(1) Der Minister des Innern flihrt die Sonderaufsicht tiber die Landkreise und die kreisfreien
Stadte als Katasterbehorden.

(2) Der Landrat, als allgemeine untere Landesbehérde, fihrt die Sonderaufsicht Uber die kreis-
angehdrigen Gemeinden, sofern sie Aufgaben geman § 1 Abs. 3 Satz 1 oder § 14 Abs. 4 wahr-
nehmen.

(3) Die Sonderaufsichtsbehoérde kann sich jederzeit tiber die Angelegenheiten der Katasterbe-
hdérden unterrichten.

(4) Die Sonderaufsichtsbehdrde kann Weisungen erteilen, um die rechtmafige Erfiillung der
offentlichen Aufgaben nach § 1 Abs. 1 zu sichern.

(5) Zur zweckmaRigen Erflullung der 6ffentlichen Aufgaben nach § 1 Abs. 1 darf die Sonderauf-
sichtsbehorde

a) allgemeine Weisungen erteilen, um die gleichmaRige Erfullung der Aufgaben und die
einheitliche Darstellung der Arbeitsergebnisse zu sichern,

b) besondere Weisungen erteilen, wenn die ordnungsgemalde Erflllung der Aufgaben nicht
gesichert erscheint oder Uberortliche Interessen gefahrdet sein kénnen.

(6) Die Sonderaufsichtsbehorde hat auch in Kataster- und Vermessungsangelegenheiten die
Befugnisse der Rechtsaufsichtsbehdrden nach den kommunalverfassungsrechtlichen Vor-
schriften.

Abschnitt VI
SchluBbestimmungen

§ 25
BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 3 Abs.1 Ergebnisse der Landesvermessung oder Nachweise aus dem Lie-
genschaftskataster ohne Zustimmung vervielfaltigt, umarbeitet, verdffentlicht oder an

Dritte weitergibt,

2. vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 8 Abs. 3 Festpunkte der Landesvermessung an-
bringt, wiederherstellt oder entfernt,

3. vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 19 Abs. 5 Satz 1 Grenzzeichen anbringt, aufrich-
tet oder entfernt,



4. vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 8 Abs. 4 oder § 19 Abs. 5 Satz 2 den festen
Stand, die Erkennbarkeit oder die Verwendbarkeit von Festpunkten der Landesvermes-
sung, Sichtzeichen oder Grenzzeichen gefahrdet,

5. vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 8 Abs. 6 Schutzflachen tUberbaut, abtragt oder auf
sonstige Weise verandert,

6. Daten des Liegenschaftskatasters automatisiert abruft, ohne gemaf § 13 Abs. 5 hierfur
ermachtigt zu sein.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 und 5 mit einer Geldbul3e
bis zu 50 000 Euro, in den dbrigen Fallen mit einer GeldbulRe bis zu 2 500 Euro geahndet wer-
den.

(3) In den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 kdnnen verbotswidrig hergestellte Schriften und Karten
eingezogen werden.

(4) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uiber Ordnungwidrigkeiten
ist der Landesbetrieb LGB fur Ordnungswidrigkeiten in seinem Zustandigkeitsbereich, ansonsten
die Kreisordnungsbehdrde.

§ 26
Rechtsverordnungen

Der Minister des Innern wird erméachtigt, durch Rechtsverordnungen zu regeln

1. die regelmaRige Ubermittlung und den automatisierten Abruf von personenbezogenen
Auszligen aus dem Liegenschaftskataster (§ 13 Abs. 5, § 14 Abs. 3),

2. das Verfahren der Offenlegung des Liegenschaftskatasters (§ 12 Abs. 4),

3. das Verfahren bei der Feststellung und Abmarkung von Flurstiicksgrenzen (§§ 18, 19
und 20),
4. die Zustandigkeit der Katasterbehorden und die Zusammenarbeit derin § 1 Abs. 1 ge-

nannten Stellen sowie ihre Mitwirkung bei der Wahrnehmung von Aufgaben der jeweils
anderen Stelle (§§ 5 und 22),

5. die Erteilung von Ausziigen aus dem Liegenschaftskataster durch die Gemeinden und
Amter (§ 14 Abs. 4), die Erhebung von Entgelten fiir die Abgabe sowie die Abflihrung ei-
nes Teils der Einnahmen an die Katasterbehdrde.

) § 27
Ubergangsregelungen

Aufgaben und Funktionen, die nach diesem Gesetz Beamten des hdheren vermessungstech-
nischen Verwaltungsdienstes oder des gehobenen vermessungstechnischen Dienstes vorbehal-
ten sind, kdbnnen von Angestellten mit entsprechender Qualifikation wahrgenommen werden,
solange und soweit Beamte der genannten Laufbahngruppen nicht zur Verfigung stehen.



§ 28
AuBerkrafttreten von Vorschriften

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten au3er Kraft:

1.

Anordnung uber Liegenschaftsvermessungen vom 2. Februar 1979 (GBI. |1 S. 61) in der
Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 2. Juli 1982 (GBI. | S. 562),

Verordnung Uber das Vermessungs- und Kartenwesen vom 21. August 1980 (GBI. | S.
267),

Erste Durchfihrungsbestimmung zur Verordnung tiber das Vermessungs- und Karten-
wesen vom 15. September 1980 (GBI. | S. 270),

Anordnung Uber spezielle Anforderungen an die Gewerbetatigkeit von Ingenieurbiros
auf dem Gebiet des Vermessungs- und Kartenwesens vom 16. Marz 1990 (GBI. | S.
204),

Anordnung Uber die Bereitstellung und Behandlung von geodéatischen und kartographi-
schen Erzeugnissen - Geo-Kart-Anordnung - vom 16. Marz 1990 (GBI. | S. 205).

§ 29
(Inkrafttreten)



	Vermessungs- und Liegenschaftsgesetz - VermLiegG
	Inhaltsverzeichnis
	Abschnitt I Allgemeines
	§ 1 Aufgaben und deren Wahrnehmung
	§ 1a Schutz personenbezogener Daten
	§ 2 Vorlage- und Unterrichtungspflicht
	§ 3 Verwendungsvorbehalt
	§ 4 Betreten von Grundstücken und baulichen Anlagen

	Abschnitt II Landesvermessung
	§ 5 Aufgaben
	§ 6 Benutzung der Ergebnisse der Landesvermessung
	§ 7 Sonderregelungen
	§ 8 Festpunkte der Landesvermessung

	Abschnitt III Liegenschaftskataster
	§ 9 Inhalt des Liegenschaftskatasters
	§ 10 Zweck
	§ 11 Flurstück
	§ 12 Einrichtung und Führung
	§ 13 Benutzung des Liegenschaftskatasters
	§ 14 Benutzung des Liegenschaftskatasters durch kreisangehörige Gemeinden und Ämter
	§ 15 Pflichten der Eigentümer und Nutzungsberechtigten
	§ 16 Beurkundung und Beglaubigung von Anträgen auf Vereinigung oder Teilung von Grundstücken
	§ 17 Antragsrecht des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs

	Abschnitt IV Feststellung und Abmarkung von Flurstücksgrenzen
	§ 18 Feststellung von Flurstücksgrenzen
	§ 19 Abmarkung von Flurstücksgrenzen
	§ 20 Mitwirkung der Beteiligten
	§ 21 Sonderfälle

	Abschnitt V Katasterbehörden
	§ 22 Landkreise und kreisfreie Städte
	§ 23 Katasterämter
	§ 24 Sonderaufsicht, Unterrichtungs- und Weisungsrecht

	Abschnitt VI Schlußbestimmungen
	§ 25 Bußgeldvorschriften
	§ 26 Rechtsverordnungen
	§ 27 Übergangsregelungen
	§ 28 Außerkrafttreten von Vorschriften
	§ 29 (Inkrafttreten)





